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Berger Allee 25 
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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 12. Februar 2025 
 
 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Obleute der Fraktionen haben zur o.g. Sitzung um einen schriftlichen 

Bericht zum Thema „Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen“ 

gebeten. 

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Mona Neubaur MdL
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 12. Februar 2025  

 

„Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen“ 

 

Verwaltungsvereinfachung und Umsetzungsbeschleunigung im 

5-StandorteProgramm  

 

Im 5-StandorteProgramm werden die initiierten Verfahren und 

Verwaltungsabläufe regelmäßig überprüft und optimiert. Bereits im Jahr 

2023 wurden mit der Einführung eines „Fast-Track-Verfahrens“ und der 

Einrichtung des sog. „Transformations-Boosters“ entscheidende 

Maßnahmen ergriffen, um die Entwicklung und Qualifizierung von 

Projekten zu beschleunigen. 

 

Damit das 5-StandorteProgramm weiter an Fahrt aufnehmen kann, 

wurden in einem zweiten Schritt die Bewilligungsverfahren für Vorhaben, 

die über die Rahmenrichtlinie zur Umsetzung des Investitionsgesetzes 

Kohleregionen in Nordrhein-Westfalen (RRL) gefördert werden, 

beleuchtet.  

 

Es konnte ein Paket mit fünf zentralen Maßnahmen zur 

Verwaltungsvereinfachung und Umsetzungsbeschleunigung entwickelt 

werden. Es sind folgende Schritte vorgesehen: 

 

1. Digitalisierung 

Das 5-StandorteProgramm soll ab dem Jahr 2025 über die 

landeseigene Plattform „förderung.nrw“ umgesetzt werden. Die 

Plattform ermöglicht eine vollständig digitale Umsetzung des 

Förderverfahrens. Zwischenzeitlich konnten die ersten 

Meilensteine auf dem Weg zum „digitalen 5-StandorteProgramm“ 

erreicht werden. Die Förderanträge für die Rahmenrichtlinie, die 

STARK-Kofinanzierung und den Transformations-Booster stehen 

seit Januar 2025 online zur Verfügung.  
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2. Vereinfachung der Formvorschriften 

Um eine medienbruchfreie Bearbeitung der Förderanträge zu 

ermöglichen soll das Schriftformerfordernis im 5-Standorte 

Programm entfallen.  

 

3. Entfall der Belegvorlagepflicht 

Es soll zukünftig auf die Vorlage von Belegen durch die 

Zuwendungsempfangenden verzichtet werden. Diese Maßnahme 

trägt insbesondere bei der Vorlage von Mittelabrufen und 

Verwendungsnachweisen zur Vereinfachung und Beschleunigung 

bei. Zukünftig wird bspw. der Mittelabruf über das digitale 

Mittelabrufformular von „förderung.nrw“ eingereicht und eine 

Belegliste, die Einnahmen und Ausgaben des Projekts ausweist, 

beigefügt. 

 

4. Verzicht auf baufachliche Prüfungen 

Von der Durchführung von baufachlichen Prüfungen im Rahmen 

der Antrags- und Verwendungsnachweisprüfung durch das 

Dezernat 35 der Bezirksregierung soll für den Fall abgesehen 

werden, dass es sich um öffentliche Antragstellende handelt. Dies 

ist der Regelfall im 5-StandorteProgramm. 

 

5. Verwendungsnachweisprüfung 

Das Verfahren zur Verwendungsnachweisprüfung soll ebenfalls 

beschleunigt werden. Es soll ein vereinfachter Verwendungs-

nachweis, bestehend aus Sachbericht und einer Belegliste, zur 

Anwendung kommen. Die von den Kolleginnen und Kollegen der 

Bezirksregierung durchzuführende Prüfung der Verwendungs-

nachweise wird sich auf Stichproben beschränken. Sie doku-

mentieren hierbei den Umfang, die Methode und die Prüftiefe.  

 

Die beschriebenen Maßnahmen wurden in einem Austausch mit den 

Bezirksregierungen des 5-StandorteProgramms (Arnsberg, Düsseldorf 

und Münster) erörtert und sind dort auf große Zustimmung gestoßen. Sie 

können einen starken Beitrag zum Bürokratieabbau, zum effizienten 

Einsatz von Personalkapazitäten und damit zur Beschleunigung von 

Verwaltungsverfahren leisten.  
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Personelle Verstärkung der Kommunen  

 

Im 5-StandorteProgramm sind die Kommunen für die Entwicklung und 

Umsetzung von Projekten verantwortlich. Um die fünf Standorte zu 

verstärken, haben diese eine personelle Unterstützung über das 

Bundesförderprogramm „STARK“ erhalten. Die Förderung der perso-

nellen Verstärkung endet im Jahr 2026. Die Antragstellung ist bereits im 

Jahr 2024 beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 

erfolgt, um eine Förderung der Beschäftigten in den kommunalen Projekt-

büros / Stabsstellen des 5-StandorteProgramms ohne zeitliche Brüche zu 

erreichen. Dies ist für die dortigen Kolleginnen und Kollegen maßgeblich, 

um die Beschäftigung langfristig sicherstellen zu können. Die positive 

Förderzusage wird im Jahr 2025 erwartet.  

 

Strategischer Beirat des 5-StandorteProgramms 

 

Der Strategische Beirat des 5-StandorteProgramms steuert den Gesamt-

prozess und sichert einen regelmäßigen Austausch, insbesondere zwi-

schen der Landesregierung und den Standortkommunen. Die letzte 

Sitzung des Strategischen Beirats hat am 24. Januar 2025 unter Leitung 

von Frau Staatssekretärin Krebs in Bergkamen/Kreis Unna stattge-

funden. Im Rahmen der Sitzung sind neben strategischen Fragen zur 

Projektqualifizierung, der vermehrten Einbringung von Kooperationsvor-

haben und Projekten im Bereich der beruflichen Bildung insbesondere die 

vorgesehenen Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfachung erörtert 

worden. 

 


